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Am 23. März 1933 beschloss der Deutsche Reichs-
tag das Ermächtigungsgesetz, das einen Schluss-
strich unter die Weimarer Verfassung zog. Es 
ermöglichte dem Reichskanzler Adolf Hitler, sich 
der Kontrolle des Parlaments zu entziehen. Auf der 
Basis des scheinlegalen Gesetzes konnte Hitler den 
Staat auf eine totalitäre Diktatur zuschneiden.
Philipp Austermann zeigt, warum die Abgeordne-
ten trotzdem mit großer Mehrheit für das Gesetz 
stimmten. Der Professor für Staatsrecht beschreibt 
eindrücklich die bedrohliche Atmosphäre auf den 
Straßen und im Parlament – aber auch den gerin-
gen Widerstand, den Hitlers Pläne im Reichstag 
erfuhren. Er erklärt, wie das Gesetz zustande kam, 
warum es scheinlegal war und welche Schlüsse 
nach 1945 daraus für das Grundgesetz gezogen 
wurden. 

Bis heute muss das Ermächtigungsgesetz als Mah-
nung dienen: Keine Demokratie ist unverletzlich. 
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Einleitung

Am 23. März 1933 richtete sich die öffentliche Aufmerksamkeit 
im Deutschen Reich auf die Krolloper. Der zuvor längere Zeit 
ungenutzte Gebäudekomplex an der Westseite des Königsplatzes 
in der Mitte Berlins war recht unerwartet zum Ersatzparlaments-
gebäude geworden. Der Plenarsaal, Herzstück des Reichstags-
gebäudes auf der Ostseite des Platzes, war durch den Reichstags-
brand am Abend des 27. Februar völlig zerstört worden. Deshalb 
war der Reichstag in die Krolloper umgezogen. Er sollte nicht 
mehr zurückkehren. 

Von den westlichen Fenstern des Reichstagsgebäudes war ab 
den Mittagsstunden eine ungeheure Menschenmenge zu sehen. 
Sie erwartete unter einem wolkenlosen Himmel bei recht küh-
len Temperaturen um 5 Grad Celsius die Ankunft der Reichs-
regierung und der Reichstagsabgeordneten. Für 14 Uhr war eine 
Reichstagssitzung angesetzt. Der Theatersaal der Krolloper war 
als Plenarsaal hergerichtet worden. Am Kopfende des Saales, der 
zuvor für Musikaufführungen genutzt worden war, waren Bänke 
für die Reichsregierung und den Reichsrat, die Vertretung der 
Landesregierungen, aufgestellt worden. Zwischen den Bänken 
und hinter dem Rednerpult befand sich die erhöhte Tribüne für 
den Reichstagspräsidenten. Die Abgeordneten nahmen, wie es 
deutsche Parlamentstradition war, gegenüber von Regierung, 
Präsident und Reichsrat Platz. Insoweit erinnerte alles an den 
üblichen Plenarsaal des Reichstages. Doch einige Unterschiede 
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waren überdeutlich: An der Wand hinter der Präsidententribü-
ne hing eine große Hakenkreuzfahne. Die Farben der Republik, 
Schwarz, Rot und Gold, waren nicht zu sehen. Der Reichstags-
präsident, der Reichskanzler und viele Abgeordnete trugen die 
hellbraune SA-Uniform. Neben den Regierungsmitgliedern, 
Abgeordneten, Diplomaten, Pressevertretern und anderen Zu-
hörern standen außerdem zahlreiche SA- und SS-Leute an den 
Innenwänden des Plenarsaales.

Die Krolloper am Königsplatz in Berlin. Sie wird auf dieser Postkarte von 1932/33 noch 
als „ehemalige“ bezeichnet, da sie bis zum 21. März 1933 nicht genutzt wurde.

Aus der Menge vor den Türen der Krolloper waren Sprechchö-
re zu vernehmen. Kaum eine Reichstagssitzung seit  1920 war 
von so einem starken öffentlichen Auflauf begleitet worden. 
Die durch Verhaftungen stark dezimierte SPD-Fraktion und 
die Abgeordneten der Deutschen Zentrumspartei hatten, bevor 
sie zur Krolloper hinübergingen, in ihren noch intakten Frak-
tionssitzungssälen im Reichstagsgebäude beraten. Sie hatten die 
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schwersten politischen Stunden ihrer Geschichte vor sich: die 
SPD-Mitglieder, weil sie unter hohem persönlichen Risiko das 
Gesetzesvorhaben ablehnen wollten, das auf der Tagesordnung 
des Parlaments stand. Die Abgeordneten des Zentrums, aber 
auch die Mandatsträger der Bayerischen Volkspartei (BVP) und 
der Deutschen Staatspartei hatten noch nicht einmal entschie-
den, wie sie sich verhalten wollten. Sollten sie das Gesetzesvor-
haben billigen, sich der Stimme enthalten oder gar dagegen vo-
tieren? Das Gesetz, um das es an diesem Nachmittag ging, trug 
den offiziellen Titel „Gesetz zur Behebung der Not von Volk und 
Reich“. Bekannt und berüchtigt ist es als Ermächtigungsgesetz. 
Es legte einen wichtigen Grundstein für das NS-Regime.

Was dieses Gesetz bezweckte, wie es zustande kam, ob es 
überhaupt legal war und welche weitreichenden Wirkungen es 
hatte, beschreibt dieses Buch. Um die Ereignisse des 23. März 
1933 zu verstehen, ist zunächst ein Blick auf die Vorgeschichte 
erforderlich. Danach wird der „Tag im März“ genauer betrach-
tet, bevor analysiert wird, ob das Ermächtigungsgesetz legal war 
und welche tatsächlichen Folgen es hatte.
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Die Vorgeschichte

1 . Hitlers erstes Kabinett

Zur Mittagszeit des 30. Januar 1933 hatte Adolf Hitler sein bis da-
hin wichtiges Ziel erreicht. Reichspräsident Paul von Hindenburg 
hatte ihn zum Reichskanzler ernannt. Hitler, der keine Berufsaus-
bildung besaß und in seinen 43 Lebensjahren nie einer geregelten 
Beschäftigung nachgegangen war, war erst weniger als ein Jahr 
zuvor überhaupt eingebürgert worden. Obwohl Hitler erklärter-
maßen den Staatsumbau hin zu einer Diktatur anstrebte und ein-
deutig ein Verfassungsfeind war, war seine Ernennung legal. Denn 
die Weimarer Verfassung verbot es nicht, einen Verfassungsgeg-
ner zum Regierungschef zu machen.1 Der neuen Reichsregierung 
gehörten neben Hitler nur zwei weitere NSDAP-Mitglieder an: 
Wilhelm Frick als Reichsinnenminister und Hermann Göring als 
Reichsminister ohne Geschäftsbereich, kommissarischer preußi-
scher Innenminister sowie Reichskommissar für Luftfahrt. Neuer 
„Superminister“ für Wirtschaft, Landwirtschaft und Ernährung 
wurde Alfred Hugenberg. Er gebot über ein weitgefasstes Medien-
imperium und war der Vorsitzende der rechten Deutschnationa-
len Volkspartei (DNVP). Das Arbeitsministerium übernahm der 
parteilose Franz Seldte. Er war der „Bundesführer“ des deutschna-
tionalen Wehrverbandes Stahlhelm, Bund der Frontsoldaten, dem 
mehrere Hunderttausend Mitglieder angehörten. Somit standen 
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die nationalsozialistischen SA und SS sowie der Stahlhelm hin-
ter der Regierung. Die weiteren sechs, ebenfalls parteilosen Ka-
binettsmitglieder waren der ehemalige Reichskanzler Franz von 
Papen (nun Vizekanzler), Werner von Blomberg (Reichswehr)2, 
Konstantin von Neurath (Außen), Lutz Graf Schwerin von Kro-
sigk (Finanzen), Paul von Eltz-Rübenach (Post und Verkehr) und 
Franz Gürtner (Justiz). Die vier letztgenannten waren ehemalige 
Beamte. Sie waren während Papens Kanzlerschaft im Jahr 1932 als 
„unabhängige Fachleute“ erstmals in das Kabinett berufen worden 
und hatten auch dem kurzlebigen Kabinett Kurt von Schleichers 
(Dezember 1932–Januar 1933) angehört. Auch Günther Gereke, 
der Reichskommissar für Arbeitsbeschaffung, behielt seinen Pos-
ten. Alle Parteilosen verstanden sich selbst politisch als konservativ 
oder deutschnational. 

Das Kabinett Hitler. Sitzend von links nach rechts: Hermann Göring, Adolf Hitler, Franz 
von Papen. Stehend: Franz Seldte, Günther Gereke, Lutz Graf Schwerin von Krosigk, Wil-
helm Frick, Werner von Blomberg, Alfred Hugenberg. Auf dem Bild fehlen Konstantin von 
Neurath, Paul von Eltz-Rübenach und der etwas später ernannte Franz Gürtner.
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Das Presseecho auf die neue Regierung war zwiespältig. Die 
NSDAP-Presse und die Zeitungen des Hugenberg-Konzerns 
feierten das neue Kabinett. Andere Blätter wie die liberale Vos-
sische Zeitung äußerten sich zurückhaltend. Das ebenfalls libe-
rale Berliner Tageblatt kommentierte die Regierungsübernahme 
Hitlers, Papens und Hugenbergs sehr kritisch: „[D]ie deutsche 
Republik, das deutsche Volk werden, ohne daß sie jemand ge-
fragt hätte, zum Experimentierfeld für einen Versuch gemacht, 
von dem wir und mit uns die Mehrheit des Volkes schon heute 
überzeugt sind, daß er schlecht ausgehen wird.“3 Die KPD- und 
SPD-Zeitungen lehnten die neue Regierung offen ab. Manche 
politischen Beobachter vermuteten, die Regierung werde ebenso 
rasch abgewirtschaftet haben wie ihre Vorgängerinnen. Bemer-
kenswerterweise rief bei vielen Sozialdemokraten, Kommunis-
ten, Liberalen und Zentrumsleuten vor allem die Ernennung 
der als reaktionär geltenden Hugenberg und Papen – und weni-
ger die Berufung Hitlers, Fricks oder Görings – Befürchtungen 
über den künftigen Regierungskurs hervor. So sprach etwa der 
sozialdemokratische Vorwärts von einem „hoch- und großkapi-
talistische[n] Kabinett, wie es in der Welt noch nirgends existiert 
hat“.4 Die tatsächlichen Machtverhältnisse im Kabinett wurden 
allenfalls ansatzweise thematisiert.5 Denn die drei Nationalso-
zialisten befanden sich nur der Zahl nach in der Minderheit. 
Betrachtet man die Posten, die sie übernahmen, verändert sich 
das Bild. Hitler war als Reichskanzler ohnehin die bestimmende 
Figur der Regierung. Und auch Frick und Göring hatten äußerst 
machtvolle Ämter erhalten.

Beide waren langjährige treue Weggenossen Hitlers. Sie hat-
ten schon am gescheiterten Münchner Putschversuch im No-
vember  1923 teilgenommen. Der 45-jährige Wilhelm Frick 
war Jurist, ehemaliger bayerischer Verwaltungsbeamter und 
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1930/1931 Thüringer Landesminister gewesen. Er gehörte dem 
Reichstag seit 1924 an. Mit dem Reichsinnenministerium über-
nahm er unter anderem die Zuständigkeit für das Beamtenrecht 
und mögliche Verfassungsänderungen. Hermann Göring, ein 
40-jähriger ehemaliger Luftwaffenpilot, gehörte dem Reichstag 
seit 1928 an und war seit August 1932 Reichstagspräsident. Er 
wurde nun, wie bereits erwähnt, kommissarischer preußischer 
Innenminister. Seitdem die Regierung Papen am 20. Juli 1932 
mit einer Verordnung Hindenburgs die SPD-geführte preußi-
sche Landesregierung weitgehend entmachtet hatte („Preußen-
schlag“)6, bestimmte die Reichsregierung mithilfe von Reichs-
kommissaren, die die preußischen Ministerien führten, auch 
die preußische Landespolitik. Das führte zu einem erheblichen 
Machtgewinn der Reichsregierung, da das Land Preußen rund 
zwei  Drittel der Fläche und der Einwohner des Reiches um-
fasste. Hermann Göring befehligte als neu ernannter kommis-
sarischer Innenminister die preußische Polizei. Sie war die mit 
Abstand größte Polizeitruppe des Deutschen Reiches und nach 
der Reichswehr der bedeutsamste innenpolitische Machtfaktor.7 
Folglich hatten Frick und Göring Schlüsselstellungen im Staat 
inne. Die drei Nationalsozialisten in der Reichsregierung hatten 
neben einem wichtigen Teil der staatlichen Herrschaftsmittel die 
paramilitärische SA/SS sowie eine Millionen zählende Anhän-
gerschaft aus Parteimitgliedern und Wählern hinter sich. Damit 
hoben sie sich von den übrigen Kabinettsmitgliedern deutlich 
ab. Sie konnten staatliche Macht einsetzen und zugleich über 
die NS-Presse Stimmung machen und „die Straße“ mobilisieren. 
Diese Kombination verschiedener Herrschaftsinstrumente setz-
ten sie in den kommenden Wochen gezielt und skrupellos ein. 

Die acht übrigen Kabinettsmitglieder hatten keinen auch 
nur ansatzweise vergleichbaren politischen Rückhalt. Alfred 


